
A u s  d e r  P r a x i s f ü r  d i e  P r a x i s

Die Aufgaben des Staatsanwalts auf dem 
Gebiet des Zivilrechts

Der Staatsanwalt ist nach den Worten unseres Mini­
sterpräsidenten Otto Grotewohl Wahrer der Gesetzlich­
keit, Verteidiger der demokratischen Staatsordnung und 
Hüter der demokratischen Rechte unseres Volkes. Von 
seinen verschiedenen Aufgaben sollen hier nur die auf 
dem Gebiete des Zivilrechts behandelt werden.

Die Teilnahme des Staatsanwalts an der Zivilrechts­
pflege wird, abgesehen von seiner Mitwirkung bei Ver­
fahren in Ehesachen und Entmündigungssachen, durch 
zwei verschiedene Rechtseinrichtungen verwirklicht. Das 
Gesetz über die Errichtung des Obersten Gerichtshofes 
und der Obersten Staatsanwaltschaft der Deutschen De­
mokratischen Republik vom 8. Dezember 1949 räumt 
dem Generalstaatsanwalt das Recht ein, die Kassation 
rechtskräftiger Entscheidungen in Zivilsachen zu bean­
tragen. Das Gesetz über die Staatsanwaltschaft vom
23. Mai 1952 gibt dem Staatsanwalt das Recht, „zum 
Zwecke der Wahrung der demokratischen Gesetzlichkeit 
in jedem Zivilverfahren mitzuwirken“ (§ 20), und ver­
pflichtet ihn damit zugleich, in allen geeigneten Fällen 
von diesem Recht Gebrauch zu machen. Diese umfang­
reiche Befugnis zur Mitwirkung in Zivilsachen ist eine 
bedeutungsvolle Neuerung und ein wichtiges Merkmal 
für die grundlegend veränderte Stellung des Staatsan­
walts in unserer Staats-und Rechtsordnung. Aber ge­
rade für die zivilrechtliche Tätigkeit fehlen den meisten 
Staatsanwälten sowohl praktische Erfahrungen als auch 
die Erkenntnis der Bedeutung dieses Aufgabengebiets.*)

Die Mitwirkung des Staatsanwalts im Zivilverfahren 
gibt ihm nicht etwa die Stellung einer Prozeßpartei, 
außer im Ehenichtigkeits- und Entmündigungsprozeß, 
sondern ermöglicht ihm, auch hier zur Wahrung der De­
mokratie und der Gesetzlichkeit tätig zu werden. Seine 
Stellung im Prozeß ist von den privaten Interessen der 
streitenden Teile klar unterschieden und über diese 
hinausgehoben. Seine Mitwirkung erstreckt sich im 
einzelnen auf die Teilnahme an den Verhandlungen, die 
Einreichung von Schriftsätzen sowie die Darlegung der 
für den Streitstoff wesentlichen gesellschaftlichen Zu­
sammenhänge und Rechtsvorschriften. Durch dieses 
letztere Mittel unterstützt der Staatsanwalt nicht nur 
die Rechtsfindung des Gerichts,, sondern wirkt auch 
auf die Bildung der Rechtsanschauungen der Parteien 
ein.

Im Hinblick auf die entscheidende Rolle, die das ge­
sellschaftliche Eigentum in unserer Ordnung spielt, sind 
die Staatsanwälte angewiesen, in allen Rechtsstreitig­
keiten mitzuwirken, die gesellschaftliches Eigentum 
oder die Interessen daran betreffen. Der Staatsanwalt 
hat ferner in allen Zivilverfahren mitzuwirken, deren 
Gegenstand für die Entwicklung unserer Ordnung von 
besonderer Bedeutung ist. Außerdem kann der Staats­
anwalt immer dann im Zivilprozeß mitwirken, wenn er 
dies, sei es auf Grund eigener pflichtgemäßer Prüfung, 
sei es auf Anregung einer Prozeßpartei, im Interesse der 
Wahrung der demokratischen Gesetzlichkeit für notwen­
dig erachtet. Es hat sich gezeigt, daß die Mitwirkung 
des Staatsanwalts in diesen Zivilverfahren der Bezirks­
gerichte im allgemeinen — abgesehen von einigen Bezir­
ken, in denen Personalschwierigkeiten Hemmnisse ver­
ursachten — gut und erfolgreich gewesen ist.

Eine möglichst umfassende Überprüfung der Beru­
fungsurteile der Bezirksgerichte verfolgt das Ziel, die 
Verletzung der demokratischen Gesetzlichkeit und die 
Nichtbeachtung der grundsätzlichen Rechtsprechung des 
Obersten Gerichts durch Kassationsanträge zu korrigie­
ren. Diese Tätigkeit des Staatsanwalts darf nicht als 
Kontrolle über die Gerichte auf gef aßt werden; vielmehr 
dient sie der Festigung einer einheitlichen Rechtspre­
chung unserer Gerichte.

Als Beispiel dafür, in welcher Weise der Staatsanwalt 
im Zivilprozeß mitwirkt, seien folgende Fälle geschil­
dert:
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In einem Mietrechtstreit in Magdeburg hat das Gericht 
1. Instanz den Mieter, einen Hausvertrauensmann, nach 
§ 2 MSchG zur Räumung der Wohnung verurteilt, weil 
der Verklagte dem Vermieter gegenüber beleidigende 
Äußerungen gemacht hatte. Das Gericht hatte der Klage 
mit der Begründung stattgegeben, daß „der Hausver­
trauensmann zum Hauseigentümer in einem Treuever­
hältnis steht.“ Im Berufungsverfahren machte der 
Staatsanwalt in einem Schriftsatz und im mündlichen 
Vortrag Ausführungen über die Stellung des Hausver­
trauensmannes und seine Aufgaben und legte dar, daß 
die Entscheidung des Gerichts 1. Instanz der demokra­
tischen Gesetzlichkeit widerspricht. Das Berufungs­
gericht hob das erstinstanzliche Urteil auf und wies die 
Klage ab.

In einem weiteren bei dem Bezirksgericht Magdeburg 
anhängigen Verfahren, in welchem eine Privatperson 
gegen die DSU auf Herausgabe von zwei Schiffsmotoren 
klagte, wies der Staatsanwalt überzeugend nach, daß die 
damalige Landesregierung im Jahre 1949 durch eine In­
anspruchnahmeverfügung über diese Schiffsmotoren 
verfügt hat und somit ein Verwaltungsakt vorliegt, über 
den ein Zivilgericht nicht entscheiden kann. Das Gericht 
hat demgemäß entschieden und die Klage abgewiesen.

Der Staatsanwalt des Bezirks Leipzig hat durch seine 
Mitwirkung in dem Verfahren des ehemaligen Junkers 
Graf v. Hohenthal gegen das Messeamt der Stadt Leip­
zig den Ausgang des Verfahrens wesentlich beeinflußt. 
Der Junker war nach dem sächsischen Gesetz über den 
Verkehr mit Grundstücken vom 1. Juli 1949 enteignet 
worden. Obwohl er bereits eine Abfindung erhalten 
hatte, klagte er auf Zahlung einer weiteren Abfindung 
von 750 000 DM für seine vom Messeamt benutzten städ­
tischen Grundstücke. Der Staatsanwalt regte beim Rat 
des Bezirks an festzustellen, daß die Enteignung auf 
Grund der Bodenreformgesetzgebung erfolgte, die auch 
den städtischen Grundbesitz mit erfaßte. Der Rat des 
Bezirks hat dieser Anregung entsprochen, worauf das 
Gericht die Klage abwies.

Der Staatsanwalt des Bezirks Dresden hatte erfah­
ren, daß in einem Rechtsstreit einer VEAB in einer 
kleinen ländlichen Gemeinde gegen einen Fruchtauf­
käufer infolge mangelnder Rechtskenntnis der VEAB 
die Gefahr bestand, daß das Volkseigentum geschädigt 
wurde. Der Aufkäufer hatte 8°/o Gewichtsminderung in 
Anrechnung gebracht, wie sie für die aufgekaufte 
Menge vorgesehen war, während er nur 3% für die ab­
gelieferte Menge in Anrechnung bringen durfte. Die Be­
zirksstelle der VEAB wurde vom Staatsanwalt auf die 
Rechtslage hingewiesen. Im gleichen Sinne hat der 
Staatsanwalt in dem Verfahren mitgewirkt. Das Gericht 
entschied, daß der Aufkäufer die zuviel erhaltene 
Summe von 4459 DM zurückzuzahlen hat.

Dafür, daß der Staatsanwalt durchaus nicht einseitig 
die Interessen des Volkseigentums vertritt, sondern in­
folge seiner Stellung als Hüter der demokratischen Ge­
setzlichkeit auch in gleichem Maße die Interessen der 
Bürger wahrnimmt, sei folgendes Beispiel erwähnt: Ein 
Bürger hatte sein Grundstück an die Universität Ro­
stock veräußert. In dem Kaufvertrag hatte sich die Uni­
versität verpflichtet, an den Verkäufer bis zu seinem 
Lebensende eine monatliche Rente von 85 DM zu zahlen. 
Am 1. Mai 1952 stellte die Universität diese Zahlungen 
mit der Begründung ein, daß sie zur Weiterzahlung 
nicht verpflichtet sei, da das Grundstück jetzt in die Ver­
waltung Volkseigener Güter übergegangen sei. Die WG 
stellte aber auf Grund einer Auskunft ihres Fachmini­
steriums ihre Zahlungsverpflichtung in Abrede. Im Ver­
fahren 1. Instanz wurde die Verklagte, die Universität 
Rostock, zur Weiterzahlung verpflichtet. In dem Be­
rufungsverfahren wirkte der Staatsanwalt des Bezirks 
Rostock mit. Er vertrat die Auffassung, daß die Ein­
wände der Verklagten zurückzuweisen seien. Auch die 
Auffassung der Universität Rostock, daß in ihrem Etat 
keine Mittel für diese Zahlungen vorgesehen seien,
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